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Antrag 
 
der Abgeordneten des SSW 
 

Grundlegender und sozial gerechter Umbau der Sozialsysteme nach 
skandinavischem Vorbild 
 

        

Der Landtag wolle beschließen: 

 
Der Schleswig-Holsteinische Landtag fordert die Landesregierung auf, sich im Bun-
desrat zügig für einen grundlegenden und sozial gerechten Umbau der Sozialsyste-
me einzusetzen. Ziel muss es sein, die Sozialsysteme langfristig auf eine steuerfi-
nanzierte Basis zu stellen, um die Substanz des Sozialstaates zu erhalten. 
 
Kernpunkt einer Umstellung muss dabei eine Erhöhung der Mehrwertsteuer sein - 
ausschließlich zur Senkung der Lohnnebenkosten und damit zur Entlastung der 
Renten-, Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherungen. Soweit Teiles des Sys-
tems noch beitragsfinanziert bleiben, muss eine Verbreiterung der Finanzierungs-
grundlage der Sozialsysteme dadurch erfolgen, dass alle Bürgerinnen und Bürger - 
und nicht nur die Arbeitnehmer – zu ihrer Finanzierung herangezogen werden. Dazu 
trägt eine maßvolle Erhöhung der Erbschaftssteuer mit angemessenen Freibeträgen 
- beispielsweise für die Eigentümer von Einfamilienhäusern und den Mittelstand - zur 
sozialen Ausgewogenheit der Reformen der Sozialsysteme bei.   
   
Begründung: 
 
Vor dem Hintergrund von rund 4,5 Millionen Arbeitslosen und dramatischen finan-
ziellen Defiziten in den Renten-, Kranken- Arbeitslosen- und Pflegeversicherungen 
muss endlich eine zukunftsfähige Reform des Sozialstaates in Angriff genommen 
werden.  
Die Agenda 2010 der Bundesregierung greift viel zu kurz, weil die versicherungsba-
sierte Finanzierung der Sozialsysteme nicht in ihrer Grundausrichtung geändert 
wird. Wir brauchen aber dringend einen grundlegenden Umbau des Sozialstaates 
mit einer steuerfinanzierten sozialen Sicherung, wie sie in den skandinavischen 
Ländern praktiziert wird. Dieses Modell zeichnet sich durch relativ hohe Sozialleis-
tungen, niedrige Lohnnebenkosten und eine geringe Arbeitslosenquote aus 
 
 
 
Anke Spoorendonk  
und die Abgeordneten des SSW 


